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Die Bedeutung der europäischen Interessenverbände ist unumstritten. Sie liefern
wesentliche Informationen und den nötigen Sachverstand, um eine gemeinsame
Politik zu ermöglichen, und setzen sich im Zusammenhang mit den beiden Regie-
rungskonferenzen für mehr Verantwortung der EG-Behörden ein.

Die unmittelbare Vergangenheit war ein Abschnitt bedeutender Ereignisse —
der Übergang zu demokratischen Systemen in Osteuropa, die deutsche Einheit,
der Golf-Krieg —, die auch auf die EG Rückwirkungen hatten. Es zeigte sich, daß
ein erfolgreicher Binnenmarkt durch den Ausbau von Kompetenzen in den
Bereichen Wirtschafts-, Finanz-, Sozial- und Umweltpolitik, durch einen effizien-
teren Entscheidungsfindungsprozeß der Organe und durch größere demokratische
Kontrollmechanismen am besten gewährleistet werden kann.

Die europäischen Interessenverbände reagieren mehr auf die EG-Politik als
daß sie sie initiieren. Das ist zum einen bedingt durch die Schwierigkeiten, die sie
bei der Abgrenzung ihrer Positionen unabhängig von den Vorschlägen der Kom-
mission haben, zum anderen durch den langwierigen Prozeß der EG-Entschei-
dungsfindung: Einem Vorschlag der Kommission gehen umfassende Beratungen
mit den Verwaltungen der einzelnen Regierungen und mit einer Vielzahl nationa-
ler und europäischer Interessenverbände und dem Europäischen Parlament
voraus. Im Gegensatz zum Zeitraum vor 1986 verfügt die Kommission nun al-
lerdings über größere Flexibilität, Vorschläge einzubringen. Demzufolge werden
die europäischen Interessenverbände durch die zunehmenden Aktivitäten der
Kommission verstärkt zu Rate gezogen.

Binnenmarkt und Regierungskonferenzen

Die Gestaltungswünsche bei der Schaffung des Gemeinsamen Marktes schlagen
sich unmittelbar in Politik und Forderungen der Interessenverbände nieder. So
forderten die drei führenden europäischen Kreditanstalten — Bankenvereinigung
der Europäischen Gemeinschaft (BFEC); Europäische Sparkassenvereinigung;
Vereinigung der Genossenschaftsbanken der EG (VGEG) — die Abschaffung bzw.
die Vereinfachung der verbleibenden Exportkontrollen und die entsprechenden
Überwachungsvorschriften für die Kreditinstitutionen. Der Europäische Sparkas-
senverband unterstützte den Vorschlag der Kommission, ein Steuersystem ein-
zuführen, das auf Zinsen und Patentgebühren zwischen Mutter- und Tochterge-
sellschaften in verschiedenen Mitgliedstaaten anwendbar ist. Darüber hinaus
unterstrich er die Notwendigkeit, die Verordnungen zur Übernahme von Firmen
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innerhalb der EG zu harmonisieren. Die "Hypothekenvereinigung der Europäi-
schen Gemeinschaft" ihrerseits forderte EG-weite Bestimmungen zum Schutz der
Kreditnehmer. Ein weiteres Anliegen der europäischen Kreditverbände war eine
verbesserte Infrastruktur im Bereich der Telekommunikation. Unter Berufung auf
den Rechtsschutz von Computerprogrammen warnten die Europäischen Sparkas-
senverbände vor einer Machtkonzentration bei den führenden Software-Produzen-
ten.

Die Industrie- und Arbeitgeberverbände Europas (UNICE) äußerten sich
kritisch zum Richtlinienentwurf der Kommission zum Schutz des Individuums
über die Regelung der Weitergabe persönlicher Daten, mit der Begründung, sie
sei unvereinbar mit der nationalen Gesetzgebung, die ohnehin ein hohes Maß an
Schutz garantiere. UNICE erhob außerdem Einwände gegen eine Klausel, die
Datentransfers an Drittländer nur dann bewilligt, wenn deren Gesetzgebung einen
ausreichenden Datenschutz garantiert. Durch eine derartig restriktive Bestimmung
würden UNICE zufolge die internationalen Zahlungssysteme (z.B. SWIFT)
destabilisiert und immense Schwierigkeiten in für den Verbraucher wichtigen
Bereichen verursacht, beispielsweise bei der automatischen Flugreservierung.
UNICE hatte auch Vorbehalte gegen den Richtlinienentwurf der Kommission, der
die Haftbarkeit im Dienstleistungsangebot betrifft. Insbesondere hielt der Ver-
band die Harmonisierung des Dienstleistungsangebots für unnötig und den
Rahmen der Direktive für zu weit gesteckt, da sie sozusagen alle Dienstleistungen
einem einzigen System unterwirft und so zu ungerechten Entscheidungen gelan-
gen kann. Im Grünbuch der EG-Kommission hatte sich UNICE durchaus lobend
zum Thema Standardisierung als einer effektiven Methode zum schrittweisen
Abbau technischer Barrieren geäußert.

Die Ständige Konferenz der Industrie- und Handelskammern der EWG wandte
sich mit dem Gesuch an die EG und die nationalen Körperschaften, eine europa-
weite Fremdenverkehrspolitik aufzubauen. Sie rechtfertigte eine solche Politik als
hilfreich bei der Reduzierung bestehender, durch die nationale Gesetzgebung
bedingter Hindernisse, außerdem als nützlich bei der Verringerung der Sozial-
und Steuerlasten, die den Devisenhandel der EG beeinträchtigen. Analog dazu
forderten drei Europäische Dachverbände (Koordinierungsausschuß der Genos-
senschaftsverbände der EG (CCACC)); Europäischer Genossenschaftlicher Ver-
sicherungsverband (AACE); Internationaler Koordinierungsverband (AIM) EG-
weite Rechtsmittel für ihre speziellen Interessen. Die Hauptforderungen waren
ein autonomes europäisches Statut, wie es schon bei der Europäischen Aktienge-
sellschaft besteht, ein offizieller und ständiger Beratungsausschuß für die EG
sowie ein Netz von "Euro-Info-Zentren", speziell für soziale Wirtschaftsunter-
nehmen. Darüber hinaus forderten diese Verbände politische Unterstützung bei
der Entwicklung der Genossenschaftsbewegung in Osteuropa.

Das Europäische Büro der Verbraucherverbände (BEUC) setzte seine Kam-
pagne zum Schutz der Verbraucherrechte fort. Es erhielt dabei Unterstützung
durch den Europäischen Gewerkschaftsbund (EGB), der forderte, daß die italie-
nische und die griechische Regierung einen "Nationalen Verbraucherrat" auf-
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bauen, wie er schon in anderen EG-Staaten existiert. Der EGB schlug weiterhin
der Kommission und dem Rat der EFTA vor, ein Verbindungskomitee einzufüh-
ren, um die Arbeit der jeweiligen Verbraucherberatungsausschüsse aufeinander
abzustimmen. Im Bereich der Umweltverschmutzung durch Autoabgase warnten
BEUC und das Europäische Büro für Umweltfragen davor, daß die EG zehn
Jahre hinter dem technisch möglichen Fortschritt zurückbleibe, falls dem nicht
entgegengewirkt würde. Nach Ansicht dieser beiden Verbände produziert die
europäische Autoindustrie für den amerikanischen Markt "den letzten Schrei der
Technik", während sie innerhalb der EG weiterhin Modelle aus den 80er Jahren
verkauft. Die Umwelt- und Verbraucherschützer vertreten deshalb den Stand-
punkt, daß sich die EG bis 1995 um dieselben Grenzwerte bemühen solle, die in
den USA 1993 eingeführt werden.

Im Zusammenhang mit den beiden Regierungskonferenzen zur Wirtschafts-
und Währungsunion (WWU) und zur Politischen Union forderte BEUC die
Einbeziehung des Verbraucherschutzes in die neuen Verträge. Der Verband wies
die Kommission nachdrücklich auf die einzelnen Probleme hin, mit denen die
Verbraucher innerhalb der Europäischen Union konfrontiert sein könnten.
UNICE wünschte sich die besondere Beachtung folgender Punkte: a) das Prinzip
der Subsidiarität; b) die Einführung eines zentralen, autonomen und stabilitäts-
orientierten Bankensystems und einer Einheitswährung; c) die vollständige Ver-
wirklichung des Binnenmarktes innerhalb des geplanten Zeitraums; d) der wirt-
schaftliche und soziale Zusammenhalt der EG; und e) Umweltschutz. UNICE bot
seine Hilfe und seinen Sachverstand zum Aufbau solider industrieller Strukturen
auf marktwirtschaftlicher Basis in den Ländern Mittel- und Osteuropas an.

Der EGB legte seinen Schwerpunkt auf drei Bereiche: 1. die Neuordnung der
Kräfteverhältnisse im europäischen Integrationsprozeß durch die Festigung der
Ziele in der Sozial- und Wirtschaftspolitik. 2. größere Wirksamkeit der Ratsent-
scheidungen durch Einführung der qualifizierten Mehrheitsentscheidung in den
Bereichen Sozial-, Wirtschafts- und Umweltpolitik. Und 3. die Einführung eines
konstituierenden Mandats des Europäischen Parlaments und die Demokratisie-
rung der europäischen Integration dadurch, daß das Europäische Parlament
wirkliche legislative Befugnisse und der Wirtschafts- und Sozialausschuß einen
höheren Status in seinen Verhandlungen mit dem Ministerrat und dem Euro-
päischen Parlament erhalten .

Sozialpolitik und sozialer Dialog

Der EGB und seine Industrieausschüsse drängen weiterhin auf eine Verankerung
der grundlegenden sozialen Rechte in den EG-Statuten. Diese sollten danach das
Recht auf Verbandsbildung, Streikrecht, grenzüberschreitende Zusammenarbeit
der Arbeitsvertretungen, das Recht auf freie und gemeinsame Tarifverhandlungen
und das Recht auf Arbeitnehmermitbestimmung beinhalten. Die Gewerkschaften
forderten die Anwendbarkeit dieser Rechte an den nationalen Gerichtshöfen mit
der Option, sich an die europäischen Behörden wenden zu können. Weiterhin
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forderten sie verbindliche EG-Richtlinien, um den grenzüberschreitenden Infor-
mationsaustausch zwischen den Firmen in den verschiedenen Staaten zu erleich-
tern und die Bildung von Europaausschüssen der Arbeitsvertretungen. UNICE
lehnte diese Forderungen strikt ab, denn die Arbeitgeber vertraten den Stand-
punkt, daß in dem Richtlinienentwurf der Kommission über Informations-, Bera-
tungs- und Mitspracherecht von Arbeitern in Betrieben diese Rechte schon
berücksichtigt seien. Wenn die bestehenden nationalen Bestimmungen als unzu-
reichend betrachtet würden, bedürfe es nach Ansicht von UNICE lediglich einer
Direktive, die die Mitgliedstaaten zur Garantierung dieser Recht und zur Ver-
antwortung über deren Einhaltung verpflichte. Der EGB bracht im Zusammen-
hang mit dieser Diskussion seine Enttäuschung über die Durchführung der EG-
Charta der grundlegenden Sozialrechte zum Ausdruck. Er wies auf den Widerwil-
len des Ministerrates hin, von qualifizierten Mehrheitsentscheidungen Gebrauch
zu machen, außerdem auf die mangelnde Anwendung des Kooperationsverfah-
rens, das dem Europäischen Parlament mehr Einfluß bei der Durchsetzung der
Bestimmungen der Sozialcharta verleihen würde.

Der EGB forderte von den Arbeitgebern und ihren europäischen Verbänden
eine pragmatische, konstruktive und aufgeschlossene Einstellung zur Diskussion
um die soziale Dimension der europäischen Integration. UNICE wandte sich auf
der Tagung zum europäischen Sozialdialog im Juli 1990 mit der Bitte an die EG-
Kommission, folgende Punkte bei der Formulierung der Richtlinien oder Direkti-
ven im sozialen Bereich mit in Betracht zu ziehen: Erstens mehr Gebrauch von
dem Grünbuch zu machen und dabei die Vorschläge zu den Gesetzesentwürfen
in Umlauf zu bringen und Stellungnahmen aller interessierten Parteien vor einer
endgültigen Vorlage entgegenzunehmen; zweitens zweckmäßigen Gebrauch von
der "impact assessment form" zu machen, die an die legislativen Vorlagen gebun-
den ist und ihren Einfluß auf die Bildung und Entwicklung kleiner und mittlerer
Unternehmen (KMU) beschreibt, wie es Art. 118a EWGV vorsieht. Nach Auf-
fassung von UNICE sollte diese Verfahrensweise nur nach gründlicher Beratung
mit den Repräsentativorganen der KMU ausgefüllt und anschließend veröffent-
licht werden; und drittens für bestimmte sozialpolitische Direktiven die Über-
nahme des Prinzips der gegenseitigen Anerkennung von einzelstaatlichen Rechts-
vorschriften und Richtlinien. Mit anderen Worten: Auf Europa-Ebene sollen nur
die allgemeinen Prinzipien und Ziele festgelegt werden, während die Entschei-
dung der Details auf lokaler Ebene der nationalen Gesetzgebung, gemeinsamen
Tarifverhandlungen und anderen Methoden überlassen bleibt. Ein weiteres
Anliegen ist die Mitberücksichtigung der Ansichten der europäischen Arbeitgeber,
wie sie in öffentlichen Beratungskomitees oder in bilateralen Beratungen aus-
gedrückt werden.

Obwohl diese Differenzen zwischen EGB und UNICE fortdauern, gibt es
keinerlei Anzeichen dafür, daß der soziale Dialog an sich darunter leidet. Der
Europäische Zentralverband der Öffentlichen Wirtschaft (CEEP) und der EGB
unterzeichneten ihr erstes Basisabkommen am 6. September 1990 und formalisier-
ten darin ihre Entscheidung, praktische Breite und Tiefe in die schon erzielten
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gemeinsamen Standpunkte der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretungen zu
bringen. Die im Vertragsentwurf berücksichtigten Punkte beziehen sich in erster
Linie auf grundlegende Formen der Berufsausbildung, Schulungen in den neuen
Technologien und auf verbesserte Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz
sowie auf die Mobilität.

Eine weitere Forderung des EGB ist die Dezentralisierung des sozialen Dia-
logs, die auch Ziel der Kommission ist. Mit Hilfe der Kommission fanden erstmals
Gespräche über Einzelhandel, Bauwesen und Agrarwesen zwischen Arbeitgeber-
und Arbeitnehmervertretungen statt. Auf einem europäischen Forum zum Einzel-
handel im Juni 1990 kamen die Europäische Regionalorganisation des Inter-
nationalen Bundes der Privatangestellten (EURO-FIET) und sein Pendant auf
der Arbeitgeberseite, der Europäische Einzelhandelsverband (CECD), zu dem
gemeinsamen Ergebnis, das europäische Sozialforum jährlich einzuberufen; einen
politischen Führungsausschuß für den sozialen Dialog zu schaffen; zwei Arbeits-
gruppen zu bilden, die die Haltung zu Schulungen und zu Methoden, den Einzel-
handel attraktiver zu machen, untersuchen sollen; und auf nationaler Ebene am
runden Tisch über den gemeinsam erarbeiteten Vorschlag zur Berufsbildung im
Einzelhandel zu diskutieren, der einstimmig von EURO-FIET und CECD an-
genommen wurde. In ähnlicher Weise begannen die Europäische Arbeiterföde-
ration in der Bauindustrie (EFBWW) und die Arbeitgeberorganisation in der
Bauindustrie (FIEC) im März 1990 Gespräche zu den Themen Aus- und Weiter-
bildung sowie Sicherheit und Schutz am Arbeitsplatz in der Bauindustrie. Ver-
suche der EG-Kommission, zu einem Dialog zwischen dem Ausschuß der Berufs-
ständischen und Landwirtschaftlichen Organisationen der EG (COPA) und der
Europäischen Föderation der Agrarischen Gewerkschaften in der Gemeinschaft
(EFA) zu gelangen, sind bisher allerdings gescheitert. Die EFA begründet dies
damit, daß COPA es ablehnte, über ihre Vorschläge zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen der Landwirte zu diskutieren.

Außenhandel

Die GATT-Verhandlungen traten 1990 in eine entscheidende Phase und wurden
damit zu einem Hauptthema der europäischen Interessenverbände, besonders
jener des Textil- und Agrarsektors. Im Juli 1990 erklärte es UNICE für alle
GATT-Partner als unerläßlich, klare Vorschriften zu akzeptieren, sie ihrem
wirtschaftlichen Entwicklungsstand entsprechend zu befolgen und auf unilaterale
Maßnahmen zu verzichten. In diesem Zusammenhang sprach sich UNICE für eine
Verbesserung des "Anti-dumpings", der "Antisubsidies" und der Sicherheitsvor-
kehrungen sowie der Verfahren zur Beilegung von Unstimmigkeiten aus. Außer-
dem würde UNICE eine engere Zusammenführung der Handels-, Währungs- und
Finanzpolitik begrüßen. Die Europäische Textilindustrie (COMITEXTIL), die
Europäische Bekleidungsindustrie (AEIH) und die Europäische Chemiefaserindu-
strie (ELTAC) übten heftige Kritik an der Uruguay-Runde und forderten, daß die
fortschreitende Integration des Textilmarktes in das GATT zur Bedingung einer
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Marktöffnung gemacht werden soll und daß unfaire Handelspraktiken ausgemerzt
werden müssen. Sie riefen die Entwicklungsländer dazu auf, die Arbeitsbedingun-
gen und den sozialen Schutz ihrer Bürger zu verbessern. Ähnliche Forderungen
kamen von Seiten des EGB für Textil, Bekleidung und Leder; gleichzeitig wurde
vorgeschlagen, das Multifaserabkommen (MFA) und weitere bilaterale Abkom-
men unverändert bis 1992 zu verlängern. Er schlug weiterhin vor, daß der wirt-
schaftlichen Integration der Staaten Osteuropas Priorität vor einer Neuöffnung
des europäischen Marktes für die asiatischen Staaten gegeben werden solle.

Die Führungsspitze der COPA brachte ihre Besorgnis über das Scheitern der
GATT-Verhandlungen im Februar 1991 zum Ausdruck und betonte die Wichtig-
keit, zu einem Abschluß zu gelangen. Gleichzeitig drängte der Verband die EG-
Unterhändler dazu, die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) und deren Prinzipien zu
wahren. In ähnlicher Weise verlangte der Ausschuß der Landwirtschafts-, Wirt-
schafts- und Nahrungsmittelindustrien (CIAA) von der EG-Kommission, in der
Uruguay-Runde standhaft zu bleiben, was die Exportrückerstattung betrifft.

Landwirtschaft

Die alljährliche Preisfestlegung in der Landwirtschaft bleibt ein Streitpunkt für
die landwirtschaftlichen Organisationen. COPA und der Allgemeine Ausschuß des
Ländlichen Genossenschaftswesens der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
(COGECA) setzten sich mit aller Kraft für eine sofortige höchstmögliche Anhe-
bung der verfügbaren Gelder im Agrarbereich ein, um Kürzungen der Landwirt-
schaftspreise zu vermeiden, wie sie von der EG-Kommission für 1991/92 vor-
geschlagen worden waren. Beide Organisationen forderten einen einjährigen
Preisstop, gefolgt von einer Reform der Agrarpolitik, die die teilweise Zurück-
nahme der Anbaufläche vorsieht. Gleichzeitig könnten bestimmte Formen von
Einkommenshilfen für die Landwirte eingeführt werden, um sie für ihre Bemü-
hungen im Umwelt- und Landschaftsschutz zu entschädigen. Der Europäische Rat
Junger Landwirte (CEJA) mißbilligte in ähnlicher Weise die Preisvorschläge der
EG-Kommission und forderte eine bessere Handhabung der Kontrollmaßnahmen
als ein Mittel, das Funktionieren der GAP zu verbessern, ohne die Landwirte
finanziell zu schädigen. Alle drei Organisationen schlugen die wirksame Ein-
führung eines Pakets struktureller, sozialer, regionaler und umweltfreundlicher
Maßnahmen vor, das u. a. von den EG-Fonds Gebrauch macht.

Im Februar 1991 erließ COPA Richtlinien für den Entwicklungsprozeß in
Landwirtschaft und Umwelt. Der Verband gab zu bedenken, daß die Landwirt-
schaft neben der Herstellung von Qualitätsnahrung und wiederverwertbaren
Rohmaterialien auch ihren Beitrag zum Schutz der ländlichen Gegenden und der
Umwelt leisten müsse. Weiterhin machte er Vorschläge zum Gebrauch von
Nitraten und zum Marketing von phytopharmazeutischen Produkten. Unter
anderem rät er von umweltschädlichen Praktiken ab und möchte zu schadstoff-
freien Produktionsformen aufmuntern.
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Zusammenarbeit und Zusammenhalt der Interessenverbände

Zwei Trends lassen sich in den Bereichen Zusammenarbeit und Organisatorischer
Zusammenhalt beobachten: Zum einen ein Anstieg der innersektorellen Koopera-
tion und zum anderen eine Ausbreitung und Aufgliederung der Vertretungen der
Interessenverbände auf europäischer Ebene.

Der Europäische Sparkassenverband war eine Triebfeder für die Förderung
von Geschäftsaktivitäten der Mitglieder und der innersektorellen Kooperation. Im
März 1990 unterzeichneten seine Mitgliederorganisation eine Kooperationscharta,
die beispielsweise die Verknüpfung von 18.000 Geldautomaten erleichtert, die es
37 Mio. Kunden in elf Staaten übergreifend ermöglicht, den 24-stündigen Service
der Geldautomaten zu nutzen. Obwohl eine so weitreichende Kooperation die
Ausnahme ist, führen zahlreiche Interessenverbände zunehmend Informations-
kampagnen in Form von Seminaren, Workshops, Konferenzen und Briefings
durch, die entweder spezifische Sektorinteressen oder den europäischen Integra-
tionsprozeß behandeln. Von besonderem Interesse ist der Versuch des EGB, ein
europäisches Gewerkschaftskolleg einzurichten, dessen Ziel es sein würde, mehr
Möglichkeiten für Schulungs- und Austauschprogramme für Gewerkschaftsmit-
glieder in ganz Europa zu schaffen. Der EGB besaß auch eine Vorreiterrolle bei
der Schaffung von Beziehungen zu den osteuropäischen Pendants. 1990 setzte er
ein Forum zum sozialen Dialog und zur Zusammenarbeit mit den Gewerkschafts-
verbänden Zentral- und Osteuropas ein. Dieses Forum behandelt Themen wie
den Fortschritt in der Gewerkschaftsbildung Osteuropas, die Zusammenarbeit der
Gewerkschaften Ost- und Westeuropas, die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit,
Formen der Berufsausbildung und die Folgen des wirtschaftlichen Wandels in
Osteuropa. Der erste Meinungsaustausch zwischen dem EGB und seinen ost-
europäischen Pendants fand im Januar 1991 in Luxemburg statt. Eine ähnliche
Zusammenarbeit wird in den Industriefachausschüssen des EGB durch die Euro-
päische Metallföderation aufgebaut. Bemerkenswert ist in diesem Kontext, daß
der Europäische Sparkassenverband der Nationalen Sparkasse Polens und der
Nationalen Sparkasse Ungarns das assoziative Mitgliedsrecht verliehen hat.

Die organisatorischen Ressourcen der europäischen Interessenverbände steigen
nicht im gleichen Maß wie die Anzahl ihrer Aktivitäten. Bei UNICE läßt sich
zunehmend beobachten, daß die nationalen Unternehmensverbände eine Direkt-
repräsentation in Brüssel anstreben. Auch andere Organisationen europäischer
Interessenverbände werden damit konfrontiert. Der Beschluß des Zentralverbands
des Deutschen Handwerks im Juni 1990, ein Verbindungsbüro in Brüssel ein-
zurichten, ist ein weiteres Beispiel; auch bei den Industriefachverbänden und den
individuellen Großunternehmen läßt sich beobachten, daß sie einen direkten
Zugang zur EG-Kommission und zum Europäischen Parlament erreichen wollen.

Bilanz

Seit mehreren Jahren läßt sich ein stetiger Anstieg der Aktivitäten der europäi-
schen Interessenverbände feststellen. Hauptbestandteil dieser Aktivitäten sind die

266 Jahrbuch der Europäischen Integration 1990/91



Die europäischen Interessenverbände

Stellungnahmen zu den Vorschlägen der EG-Kommission zum Binnenmarkt, zur
Sozialpolitik, zum Außenhandel sowie die Entwicklungen rund um die beiden
Regierungskonferenzen. Ein weiteres Gebiet, in dem die Aktivitäten der europäi-
schen Interessenverbände zunehmen, sind die verstärkte Zusammenarbeit in den
Bereichen Geschäftswerbung, Informationsverbreitung, Ausbildungs- und Arbeits-
methoden. Demzufolge sind die europäischen Interessenverbände noch immer
wichtige Foren für Aussprache und politische Koordination sowie ein Kommuni-
kationsnetz und ein Mittel zur Konsensfindung. Bedingt durch eine zunehmende
Aufspaltung der Interessenvertretung innerhalb der Sektoren, besonders innerhalb
der Arbeitsorganisationen, bleibt die Autonomie und Effektivität der europäi-
schen Interessenverbände in Frage gestellt .
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